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Entwurf eines Ortsgesetzes zur Aufnahme von Kindern in 
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (Aufnahmeortsgesetz – 
BremAOG) 
 
A. Problem 
 
Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen hatte dem 
Jugendhilfeausschuss am 9.4.2013 und der städtischen Deputation für Soziales, 
Kinder und Jugend am 11.4.2013 die Anpassung des Ortsgesetzes zur Aufnahme 
von Kindern und zur Regelung der Betreuungszeiten in Tageseinrichtungen 
(Aufnahme- und Betreuungszeitenortsgesetz – BremABOG) vom 4.12.2001 
angekündigt und die hierfür ermittelten Bedarfe erläutert. 
 
Mit Beschlüssen der beiden Gremien wurde die Senatorin für Soziales, Kinder, 
Jugend und Frauen gebeten, nach der Sommerpause 2013 über den Sachstand zu 
berichten und einen Gesetzesentwurf bis Ende Oktober 2013 vorzulegen. 
 
B. Lösung 
 
Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen legt hiermit den Entwurf für 
ein neues Ortsgesetz zur Aufnahme von Kindern in Tageseinrichtungen und in 
Kindertagespflege (Aufnahmeortsgesetz – BremAOG) vor, das an die Stelle des 
BremABOG treten soll. In den Anlagen 1 und 2 befinden sich sowohl eine 
Lesefassung des Gesetzestextes wie auch eine Synopse mit Begründungen und 
Erläuterungen, die auch eine Gegenüberstellung des neu entworfenen und des 
bisherigen Gesetzes beinhaltet. 
Aufgrund der zahlreichen Änderungen ist eine komplette Neufassung aus Gründen 
der Minimierung des Verwaltungsaufwandes und der Nachvollziehbarkeit geboten. 
Soweit möglich ist der fachlich begründeten Weiterentwicklung der Termini seit 
2001 gefolgt worden, die aber ihre Begrenzung in den landesrechtlichen 
Bestimmungen des Bremischen Tageseinrichtungs- und Kindertagespflegegesetzes 
(BremKTG) vom 19.12.2000 findet. 
Wie in der Vorlage der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen vom 
20.3.2013 bereits dargelegt, beinhaltet der vorliegende Gesetzesentwurf folgende 
wesentliche Änderungen: 



1. Die Verankerung eines Rechtsanspruches auf 6 Stunden tägliche Förderung 
in einer Kindertageseinrichtung oder in Kindertagespflege in der 
Stadtgemeinde Bremen für Kinder ab dem vollendeten 3. Lebensjahr (§ 5 
Absatz 3 des Gesetzesentwurfes), 

2. Die Absicht, den Übergang sogenannter „4.Quartalskinder“ von der Krippe in 
den Kindergarten zu gewährleisten (§ 8 Absatz 2), 

3. Die Weiterentwicklung der Auswahlkriterien bei angemeldeten Bedarfen, die 
über den Rechtsanspruch hinausgehen, bzw. bei Nachfrageüberhängen in 
einer Tageseinrichtung (§ 6), 

4. Die Integration der Kindertagespflege in das bestehende Aufnahmesystem. 
 
C. Alternativen 
 
Keine. 
 
D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender 
Prüfung 
 
Die Umwandlung aller bestehenden Platzangebote unter 6 Stunden täglich in 
Platzangebote mit mindestens 6 Stunden täglich verursacht konsumtive 
Mehrausgaben in derzeit nicht eindeutig einzuschätzender Höhe. Diese sind 
innerhalb des Budgets der Produktgruppe 41.01.02 (Tagesbetreuung) darzustellen. 
Die vorgeschlagenen Vorschriftenänderungen erfolgen nicht geschlechtsspezifisch 
und haben auch keine signifikanten geschlechtsspezifischen Auswirkungen. 
 
E. Beteiligung / Abstimmung 
 
Der Senator für Justiz und Verfassung hat eine Rechtsnormenprüfung 
vorgenommen. Die Hinweise aus dem hiernach ergangenen Bericht wurden bei der 
Erstellung der beiliegenden Entwurfsfassung berücksichtigt. 
Mit den in der AG nach § 78 SGB VIII vertretenen Trägern, die 
Kindertagesförderung anbieten, wurde der Gesetzesentwurf erörtert. 
Eine Beteiligung anderer Ressorts ist nicht geboten. 
 
F. Beschlussvorschlag 
 
F1 Der Jugendhilfeausschuss stimmt dem von der Senatorin für Soziales, Kinder, 
Jugend und Frauen vorgelegten Entwurf für die Neufassung eines Bremischen 
Aufnahmeortsgesetzes (BremAOG) zu und bittet diese um unverzügliche 
Vorbereitung des Gesetzgebungsverfahrens, mit dem eine Verabschiedung des 
Gesetzes möglichst bis zum 31.1.2014 erreicht wird. 
 
F2 Die Deputation für Soziales, Kinder und Jugend stimmt dem von der 
Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen vorgelegten Entwurf für die 
Neufassung eines Bremischen Aufnahmeortsgesetzes (BremAOG) zu und bittet 
diese um unverzügliche Vorbereitung des Gesetzgebungsverfahrens, mit dem eine 
Verabschiedung des Gesetzes möglichst bis zum 31.1.2014 erreicht wird. 
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